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HAMBURGISCHES
GESETZ- UND

VERORDNUNGSBLATT
TEIL I

HmbGVBl. Nr. 26 FREITAG, DEN 9. JUNI 2006

Tag I n h a l t Seite

§ 1

Sonntagsverkaufszeiten im Bezirk Wandsbek

(1) Verkaufsstellen dürfen am Sonntag, den 10. September
2006, aus Anlass der Veranstaltungen „Rahlstedt-Fest“ und
„125 Jahre Karstadt Wandsbek“ in der Zeit von 12.00 Uhr bis
17.00 Uhr geöffnet sein. 

(2) Verkaufsstellen dürfen am Sonntag, den 1. Oktober
2006, aus Anlass der Veranstaltung „Straßenfest zur Eröffnung
des Neubaus im Alstertal-Einkaufszentrum“ in der Zeit von
12.00 Uhr bis 17.00 Uhr geöffnet sein. 

(3) Die Freigabe der Öffnungszeiten nach den Absätzen 1
und 2 gilt für den Bezirk Wandsbek (Stadtteile Eilbek, Wands-
bek, Marienthal, Jenfeld, Tonndorf, Farmsen-Berne, Bramfeld,
Steilshoop, Wellingsbüttel, Sasel, Poppenbüttel, Hummels-
büttel, Lemsahl-Mellingstedt, Duvenstedt, Wohldorf-Ohl-
stedt, Bergstedt, Volksdorf und Rahlstedt; Orteile 501 bis 526).

§ 2

Schlussvorschrift

Die Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über den
Ladenschluss vom 12. Mai 1998 (HmbGVBl. S. 68), zuletzt
geändert am 19. Oktober 2004 (HmbGVBl. S. 386), bleibt
unberührt.
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Angaben unter dem Vorschriftentitel beziehen sich auf die Gliederungsnummern in der Sammlung der Gesetze und Verordnungen der Freien und Hansestadt Hamburg.

Neunte Verordnung
über die Erweiterung der Verkaufszeiten aus Anlass von Märkten, Messen

und ähnlichen Veranstaltungen des Bezirksamtes Wandsbek
Vom 18. Mai 2006

Auf Grund von § 14 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 des Geset-
zes über den Ladenschluss in der Fassung vom 2. Juni 2003
(BGBl. I S. 745), geändert am 7. Juli 2005 (BGBl. I S. 1954,
1968), in Verbindung mit der Weiterübertragungsverordnung-
Verkaufszeiten vom 11. Juni 2002 (HmbGVBl. S. 92), geändert
am 23. September 2003 (HmbGVBl. S. 477), wird verordnet:

Hamburg, den 18. Mai 2006.

Das Bezirksamt Wandsbek
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§ 1

Die Ermächtigungen zum Erlass von Rechtsverordnungen
nach

1. § 4 Absatz 4 Satz 1,
2. § 8 Absatz 4,
3. § 12 Absatz 4 Satz 2 und Absatz 5 Satz 4,
4. § 17 Absatz 4 Satz 3, 
5. § 19 Absatz 2 Satz 2,
6. § 20 Absatz 2 Satz 2,
7. § 21 Absätze 2 und 4,
8. § 24 Absatz 2,
9. § 26 Absatz 1 Satz 5,

10. § 32 Absatz 3 Satz 3,
11. § 42 Absatz 5 Satz 2,
12. § 43 Absatz 3,

13. § 44 Absatz 3,

14. § 45 Absatz 4,

15. § 46 Absatz 2,

16. § 47 Absatz 2, 

17. § 87 Absatz 1 Satz 4 und Absatz 3,

18. § 101 und

19. § 107 

des Hamburgischen Schulgesetzes werden auf die Behörde für
Bildung und Sport weiter übertragen.

§ 2

Die Weiterübertragungsverordnung-Schulrecht vom 9. De-
zember 2003 (HmbGVBl. S. 580) in der geltenden Fassung
wird aufgehoben.

Verordnung
zur Weiterübertragung von Verordnungsermächtigungen im Bereich des Schulrechts

(Weiterübertragungsverordnung-Schulrecht) 
Vom 30. Mai 2006

Auf Grund von § 116 des Hamburgischen Schulgesetzes
vom 16. April 1997 (HmbGVBl. S. 97), zuletzt geändert am
17. Mai 2006 (HmbGVBl. S. 243), wird verordnet:

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 30. Mai 2006.

Verordnung
zur Änderung der Zulassungsbeschränkungsverordnung

der Technischen Universität Hamburg-Harburg
Vom 30. Mai 2006

Auf Grund von § 2 Satz 1 des Hochschulzulassungsgesetzes
vom 28. Dezember 2004 (HmbGVBl. S. 515) und § 1 Num-
mer 5 der Weiterübertragungsverordnung-Hochschulwesen
vom 17. August 2004 (HmbGVBl. S. 348), geändert am 14. Juni
2005 (HmbGVBl. S. 231), wird verordnet:

Einziger Paragraph

In Nummer 2 der Anlage zu § 1 der Zulassungsbeschrän-
kungsverordnung der Technischen Universität Hamburg-
Harburg vom 12. Juli 2005 (HmbGVBl. S. 287) wird das Wort
„Stadtplanung“ gestrichen.

Hamburg, den 30. Mai 2006.

Die Behörde für Wissenschaft und Forschung
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§ 1

(1) Der Bebauungsplan Altengamme 9/Neuengamme 11 für
den Geltungsbereich beidseits entlang der Straßen Neuengam-
mer Hausdeich und Altengammer Hausdeich vom Hauptgra-
ben an der Dove Elbe auf der Höhe westlich von Altengammer
Hausdeich 38 bis zur alten Deichanlage vor der Elbe (Bezirk
Bergedorf, Ortsteile 605 und 606) wird festgestellt.

Das Plangebiet ist wie folgt begrenzt:

Nordgrenzen der Flurstücke 2785 und 2719, über das Flur-
stück 2771, Nordgrenzen der Flurstücke 2486 und 2487,
Ostgrenze des Flurstücks 2487, Nord- und Ostgrenze des
Flurstücks 2490, über das Flurstück 431, Nordgrenzen der
Flurstücke 2492, 2493, 437, 721, 860 und 861, über die Flur-
stücke 441, 442 und 2495 (Altengammer Marschenbahn),
Ostgrenze des Flurstücks 1317, über das Flurstück 2268,
Nordgrenze des Flurstücks 2134, über das Flurstück 2134,
Ostgrenzen der Flurstücke 2134 und 2267 der Gemarkung
Altengamme – Altengammer Elbdeich – Ostgrenze des
Flurstücks 2132 (Neuengammer Hausdeich), über das Flur-
stück 4782, Südgrenzen der Flurstücke 930, 1771, 1181,
1204, 1869, 4577, 1216, 924, 2392 und 2905, über das
Flurstück 909, Süd- und Westgrenze des Flurstücks 2199,
Südgrenze des Flurstücks 2195 (Neuengammer Mar-
schenbahn), über das Flurstück 2195, Westgrenzen der
Flurstückee 2961, 1188 und 3934, über das Flurstück 801
(Neuengammer Hausdeich), Westgrenze des Flurstücks
4654, über das Flurstück 4596 (Dove-Elbe) der Gemarkung
Neuengamme – über das Flurstück 981 (Dove-Elbe), West-
grenze des Flurstücks 2483, über das Flurstück 2451
(Altengammer Hausdeich), Westgrenzen der Flurstücke
2784 und 2785 der Gemarkung Altengamme.

(2) Das maßgebliche Stück (2 Blätter) des Bebauungsplans
und die ihm beigegebene Begründung werden beim Staats-
archiv zu kostenfreier Einsicht für jedermann niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung können beim
örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke

beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein
Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind

a) eine Verletzung der in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1
bis 3 des Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der
dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Bau-
gesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und 

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beacht-
liche Mängel des Abwägungsvorganges,

wenn sie nicht innerhalb von zwei Jahren seit dem In-Kraft-
Treten des Bebauungsplans schriftlich gegenüber dem
örtlich zuständigen Bezirksamt unter Darlegung des die
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht
worden sind.

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nach-
stehende Vorschriften:

1. In den nach § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Bauge-
setzbuchs als „Erhaltungsbereiche“ bezeichneten Gebie-
ten bedürfen zur Erhaltung der städtebaulichen Eigenart
des Gebiets auf Grund seiner städtebaulichen Gestalt der
Rückbau, die Änderung, die Nutzungsänderung oder die
Errichtung baulicher Anlagen einer Genehmigung, und
zwar auch dann, wenn nach bauordnungsrechtlichen Vor-
schriften eine Genehmigung nicht erforderlich ist. Die

Verordnung
über den Bebauungsplan Altengamme 9/Neuengamme 11

Vom 2. Juni 2006

Auf Grund von § 10 und § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1
des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 23. September 2004
(BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am 21. Juni 2005 (BGBl. I
S. 1818, 1824), in Verbindung mit § 3 Absatz 1 und § 5 Absatz 1
des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung vom
30. November 1999 (HmbGVBl. S. 271), zuletzt geändert am
14. Dezember 2005 (HmbGVBl. S. 525), § 81 Absatz 1 Nummer
2 der Hamburgischen Bauordnung vom 14. Dezember 2005
(HmbGVBl. S. 525, 563), geändert am 11. April 2006
(HmbGVBl. S. 166), § 6 Absätze 4 und 5 des Hamburgischen
Naturschutzgesetzes in der Fassung vom 7. August 2001
(HmbGVBl. S. 281), zuletzt geändert am 20. April 2005
(HmbGVBl. S. 146), § 6 Absatz 2 und 6 des Denkmalschutz-
gesetzes vom 3. Dezember 1973 (HmbGVBl. S. 466), zuletzt
geändert am 4. April 2006 (HmbGVBl. S. 143), sowie § 1 Ab-
satz 2, § 2 Satz 1 Nummer 2, § 3 Absatz 2, § 4 und § 5 Buchstabe
b der Weiterübertragungsverordnung-Bau vom 28. Juni 2000
(HmbGVBl. S. 134), geändert am 1. Februar 2005 (HmbGVBl.
S. 21), wird verordnet:
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Genehmigung zum Rückbau, zur Änderung oder zur Nut-
zungsänderung darf nur versagt werden, wenn die bauliche
Anlage allein oder im Zusammenhang mit anderen bau-
lichen Anlagen das Ortsbild oder das Landschaftsbild
prägt oder sonst von städtebaulicher, insbesondere
geschichtlicher oder künstlerischer Bedeutung ist. Die
Genehmigung zur Errichtung der baulichen Anlage darf
nur versagt werden, wenn die städtebauliche Gestalt des
Gebiets durch die beabsichtigte bauliche Anlage beein-
trächtigt wird.

2. In den Dorfgebieten sind außerhalb der überbaubaren
Grundstücksflächen bauliche Anlagen, die der landwirt-
schaftlichen Erzeugung, der landwirtschaftlichen Ver-
arbeitung oder dem Vertrieb dienen, wie zum Beispiel
Gewächshäuser, Stallgebäude, Maschinenhallen bis zu
einer Grundflächenzahl von 0,6 zulässig. 

3. In den Dorfgebieten darf die Gebäudehöhe 9 m über vor-
handenem oder aufgehöhtem Gelände nicht überschrei-
ten.

4. In dem mit „(A)“ bezeichneten Dorfgebiet ist das Wohnen
unzulässig. 

5. Auf den Flächen für die Landwirtschaft sind bauliche
Anlagen nur innerhalb der Baugrenzen zulässig und wenn
sie der landwirtschaftlichen Erzeugung, der landwirt-
schaftlichen Verarbeitung oder dem Vertrieb dienen, wie
zum Beispiel Gewächshäuser, Stallgebäude, Maschinen-
hallen. Die Gebäudehöhe darf 8 m nicht überschreiten.
Befestigte landwirtschaftliche Wege sind auch außerhalb
der Baugrenzen zulässig.

6. Die Höhe der Erdgeschossfußbodenoberkanten über der
vorhandenen beziehungsweise aufgehöhten Gelände-
oberfläche darf straßenseitig 0,4 m nicht überschreiten.

7. Auf Flächen im Außendeichsbereich, die tiefer als 2 m
über Normalnull (NN) liegen, sind für Wohngebäude die
Erdgeschossfußbodenoberkanten in einer Höhe zwischen
2 m und 2,2 m über NN auszuführen. Des Weiteren sind
Geländeaufhöhungen nur zulässig

a) für Rampen, die zur Erschließung erforderlich sind,
oder 

b) bis zur Oberkante der für die Erschließung erforder-
lichen öffentlichen Straßenverkehrsfläche, sofern der
Abstand zwischen Hauptgebäude und Straßenver-
kehrsfläche weniger als 6 m beträgt.

8. In den Dorfgebieten sind Dächer von Wohngebäuden als
Sattel- oder Krüppelwalmdächer mit beiderseits gleicher
Neigung zwischen 40 Grad und 50 Grad auszuführen. Bal-
kone, Dachaufbauten und -einschnitte (zum Beispiel Log-
gien) sowie Zwerchgiebel dürfen insgesamt eine Länge
haben, die höchstens 30 vom Hundert der Länge ihrer
zugehörigen Gebäudeseite entspricht. Es sind nur rote,
braune, graue und schwarze Dacheindeckungen in nicht
glänzender Ausführung sowie Reetdächer und begrünte
Dächer zulässig. 

9. Die Außenwände von baulichen Anlagen, mit Ausnahme
von baulichen Anlagen, die ausschließlich der landwirt-
schaftlichen Produktion dienen (zum Beispiel Stallge-
bäude, Maschinenhallen, Gewächshäuser), sind als rotes
oder rotbraunes Ziegelmauerwerk auszuführen. Für
Nebengebäude und für untergeordnete Teile von Außen-

wänden von Wohngebäuden, die 30 vom Hundert der
jeweiligen Fassadenfläche nicht überschreiten, ist außer-
dem weiß, braun und grün angestrichenes Holz sowie
Holz in Naturfarbe zulässig. Für Nebengebäude sind
außerdem weiße Putzflächen zulässig. 

10. Auf den privaten Grünflächen (Gärten) sind notwendige
Zufahrten in einer Breite bis 3 m sowie nicht überdachte
Stellplätze bis 25 m² je Grundstück zulässig.

11. Auf den privaten Grünflächen – Böschung – sind not-
wendige Zufahrten in einer Breite bis 4 m je Grundstück
zulässig.

12. Auf den Grundstücksflächen, die ausschließlich dem
Wohnen dienen, sind Fahr- und Gehwege sowie Stell-
plätze in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau herzu-
stellen.

13. Außenwände von Gebäuden mit Ausnahme von Wohnge-
bäuden, deren Fensterabstand mehr als 5 m beträgt sowie
fensterlose Fassaden sind mit Schling- oder Kletterpflan-
zen einzugrünen; je 2 m Wandlänge ist mindestens eine
Pflanze zu verwenden. Alternativ können vor der jeweili-
gen Fassade Bäume und Sträucher angepflanzt werden.

14. Pro Wohngebäude ist mindestens ein kleinkroniger,
standortgerechter, einheimischer Laubbaum oder ein
hochstämmiger Obstbaum zu pflanzen.

15. Für festgesetzte Baum- und Strauchpflanzungen sind
standortgerechte, einheimische Laubgehölze zu verwen-
den und zu erhalten. 

16. Für die zu erhaltenden Bäume sind bei Abgang Ersatz-
pflanzungen mit gleichartigen großkronigen Bäumen
vorzunehmen. Außerhalb von öffentlichen Straßenver-
kehrsflächen und Flächen für wasserwirtschaftliche
Maßnahmen sind Geländeaufhöhungen und Abgrabun-
gen im Kronenbereich zu erhaltender Bäume unzulässig.

17. Auf den Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Boden, Natur und Landschaft gilt: 

17.1 Der mit „ “ bezeichnete Uferstreifen ist naturnah zu
entwickeln. Zulässig sind einheimische, standortge-
rechte Stauden, Sträucher und Gehölze sowie extensive
Grünlandnutzung beziehungsweise Mähwiese.

17.2 Die mit „ “ bezeichneten Flächen sind als Streuobst-
wiesen mit extensiver Wiesennutzung zu erhalten.

17.3 Auf den mit „ “ bezeichneten Flächen sind Gräben
anzulegen und zu erhalten.

17.4 Die mit „ “ bezeichnete Fläche ist als artenreich gestuf-
ter Gehölzbestand unter Verwendung von Laubgehölzen
zu erhalten. 

17.5 Die mit „ “ bezeichnete Fläche ist als Sukzessionsfläche
der Eigenentwicklung zu überlassen. 

§ 3

Das Ensemble Altengammer Elbdeich 236 und 238 (auf den
Flurstücken 2267 und 2268 der Gemarkung Altengamme) ist
nach § 6 Absätze 2 und 6 des Denkmalschutzgesetzes dem
Schutz dieses Gesetzes unterstellt.

§ 4

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

U
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Hamburg, den 2. Juni 2006.

Das Bezirksamt Bergedorf
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§ 1

(1) Der Bebauungsplan Barmbek-Nord 13 für den Gel-
tungsbereich Rübenkamp – Hebebrandstraße – Fuhlsbüttler
Straße – Südgrenze des Flurstücks 6145 (alt: 5985) der
Gemarkung Barmbek (Bezirk Hamburg-Nord, Ortsteil 429)
wird festgestellt.

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die
ihm beigegebene Begründung werden beim Staatsarchiv zur
kostenfreien Einsicht für jedermann niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung können beim
örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein
Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind

a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des
Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der dort
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Bau-
gesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und 

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beacht-
liche Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb von zwei Jahren seit dem In-Kraft-
Treten des Bebauungsplans schriftlich gegenüber dem
örtlich zuständigen Bezirksamt unter Darlegung des die
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht
worden sind.

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nach-
stehende Vorschriften:

1. In dem nach § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Bau-
gesetzbuchs als „Erhaltungsbereich“ bezeichneten Gebiet

bedürfen zur Erhaltung der städtebaulichen Eigenart des
Gebiets auf Grund seiner städtebaulichen Gestalt der
Rückbau, die Änderung, die Nutzungsänderung oder die
Errichtung baulicher Anlagen einer Genehmigung, und
zwar auch dann, wenn nach bauordnungsrechtlichen Vor-
schriften eine Genehmigung nicht erforderlich ist. Die
Genehmigung zum Rückbau, zur Änderung oder zur Nut-
zungsänderung darf nur versagt werden, wenn die bauliche
Anlage allein oder im Zusammenhang mit anderen bau-
lichen Anlagen das Ortsbild oder die Stadtgestalt prägt
oder sonst von städtebaulicher, insbesondere geschicht-
licher oder künstlerischer Bedeutung ist. Die Genehmi-
gung zur Errichtung der baulichen Anlage darf nur versagt
werden, wenn die städtebauliche Gestalt des Gebiets durch
die beabsichtigte bauliche Anlage beeinträchtigt wird.

2. Im allgemeinen Wohngebiet sowie im Kerngebiet außer-
halb der mit „(a)“ bezeichneten Flächen sind durch geeig-
nete Grundrissgestaltung die Wohn- und Schlafräume, in
den Kerngebieten die Aufenthaltsräume den lärmabge-
wandten Gebäudeseiten zuzuordnen. Soweit die Anord-
nung der in Satz 1 genannten Räume an den lärmabge-
wandten Gebäudeseiten nicht möglich ist, muss für diese
Räume ein ausreichender Lärmschutz durch bauliche
Maßnahmen an Außentüren, Fenstern, Außenwänden und
Dächern der Gebäude geschaffen werden.

3. In den Baugebieten kann eine Überschreitung der
Baugrenzen und Baulinien durch Balkone, Loggien und
Erker bis zu 1,5 m zugelassen werden, sofern eine lichte
Höhe von mindestens 2,5 m über der Straßenverkehrs-
fläche eingehalten wird.

4. Im Kerngebiet am Rübenkamp sind im Bereich der festge-
setzten Traufhöhe von 14,5 m Staffelgeschosse unzulässig.

5. In den Kerngebieten sind Einkaufszentren und groß-
flächige Handels- und Einzelhandelsbetriebe nach
§ 11 Absatz 3 der Baunutzungsverordnung in der Fassung
vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 133), zuletzt geändert am
22. April 1993 (BGBl. I S. 466, 479), Vergnügungsstätten
sowie Tankstellen im Zusammenhang mit Parkhäusern
und Großgaragen unzulässig. Ausnahmen für Tankstellen
nach § 7 Absatz 3 Nummer 1 der Baunutzungsverordnung
werden ausgeschlossen.

6. In den Kerngebieten sind Stellplätze nur in Tiefgaragen
zulässig. Oberirdisch sind nur Stellplätze für Besucher in
untergeordneter Anzahl zulässig. 

7. Tiefgaragen sind auf den nicht überbaubaren Grund-
stücksflächen zulässig.

Verordnung
über den Bebauungsplan Barmbek-Nord 13

Vom 6. Juni 2006

Auf Grund von § 10 und § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1
des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 23. September 2004
(BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am 21. Juni 2005 (BGBl. I
S. 1818, 1824), in Verbindung mit § 3 Absatz 1 und § 5 Absatz 1
des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung vom
30. November 1999 (HmbGVBl. S. 271), zuletzt geändert am
14. Dezember 2005 (HmbGVBl. S. 525), sowie § 6 Absätze 4
und 5 des Hamburgischen Naturschutzgesetzes in der Fassung
vom 7. August 2001 (HmbGVBl. S. 281), zuletzt geändert am
20. April 2005 (HmbGVBl. S. 146), wird verordnet:
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8. Auf den mit „(a)“ bezeichneten Flächen der Kerngebiete
werden Ausnahmen für Wohnungen nach § 7 Absatz 3
Nummer 2 der Baunutzungsverordnung ausgeschlossen.

9. Das festgesetzte Geh-, Fahr- und Leitungsrecht umfasst
die Befugnis, für den Anschluss der Fläche für den
Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Krankenhaus“
an die Hebebrandstraße eine Zufahrt anzulegen und zu
unterhalten, ferner die Befugnis der Ver- und Entsor-
gungsunternehmen unterirdische Leitungen zu verlegen
und zu unterhalten. 

10. Das festgesetzte Gehrecht umfasst die Befugnis der Freien
und Hansestadt Hamburg, einen allgemein zugänglichen
Weg anzulegen und zu unterhalten.

11. Auf ebenerdigen Stellplatzanlagen ist für je vier Stellplätze
ein großkroniger Baum zu pflanzen.

12. Für zu erhaltende Bäume sind bei Abgang Ersatzpflanzun-
gen vorzunehmen. Außerhalb der öffentlichen Straßen-
verkehrsflächen und im Bereich der vorgesehenen
Oberflächenentwässerung sind Geländeaufhöhungen oder
Abgrabungen im Kronenbereich dieser Bäume unzulässig.

13. Für festgesetzte Baum- und Strauchanpflanzungen sind
standortgerechte einheimische Laubgehölze zu verwen-
den. Großkronige Bäume müssen einen Stammumfang
von mindestens 18 cm, in 1 m Höhe über dem Erdboden
gemessen, aufweisen. Im Kronenbereich dieser Bäume ist

eine offene Vegetationsfläche von mindestens 12 m² anzu-
legen und zu begrünen.

14. In den Kerngebieten und im allgemeinen Wohngebiet sind
die Stellplatz-, Wege- und Hofflächen in wasser- und luft-
durchlässigem Aufbau herzustellen.

15. Die Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern
sind dicht mit Gehölzen zu bepflanzen, dabei ist je 50 m²
Pflanzfläche ein großkroniger Baum zu verwenden.

16. In den Kerngebieten sind mindestens 10 vom Hundert
(v. H.) der Grundstücksfläche dicht mit Bäumen und
Sträuchern zu bepflanzen.

17. Auf den mit „(b)“ bezeichneten Flächen der Kerngebiete
sind Dachflächen der bis zu dreigeschossigen Gebäude
mit einem mindestens 8 cm starken durchwurzelbaren
Substrataufbau zu versehen und extensiv zu begrünen.
Ausnahmsweise sind statt der Dachbegrünung auf bis zu
15 v. H. der Dachflächen Dachterrassen zulässig.

18. Für Ausgleichsmaßnahmen werden den in der Planzeich-
nung entsprechend umgrenzten Flächen des Kerngebiets
das Flurstück 5 der Gemarkung Eppendorf (Teilstück an
der Alsterkrugchaussee) und das Flurstück 794 der Gemar-
kung Winterhude (Teilstück an der Deelböge) zugeordnet.

§ 3

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 6. Juni 2006.
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§ 1

(1) Der Bebauungsplan Bahrenfeld 37/Eidelstedt 64 für den
Geltungsbereich zwischen Farnhornstieg und der Bundesauto-
bahn A 7, westlich Schnackenburgsallee (Bezirk Altona
Ortsteile 214 bis 216, Bezirk Eimsbüttel Ortsteil 320) wird fest-
gestellt.

Das Gebiet wird wie folgt begrenzt:

Hellgrundweg – Westgrenze des Flurstücks 3432, über das
Flurstück 3432, über das Flurstück 3436, Nordgrenze des
Flurstücks 3436 der Gemarkung Bahrenfeld – Hellgrund-
weg – Farnhornstieg – Süd- und Ostgrenze des Flurstücks
4462, Ostgrenzen der Flurstücke 5737, 5738, 5281 und
6561, Nordgrenze des Flurstücks 4406 (Sylvesterallee) der
Gemarkung Eidelstedt – Schnackenburgallee – Ostgrenze
des Flurstücks 4412, über das Flurstück 4412, Westgrenze
des Flurstücks 4412, über die Flurstücke 2423 und 4409 der
Gemarkung Ottensen – August-Kirch-Straße – über das
Flurstück 4148 der Gemarkung Ottensen – Ostgrenzen der
Flurstücke 2857 und 1767 (August-Kirch-Straße), über das
Flurstück 1767 der Gemarkung Bahrenfeld – Stadionstraße
– Luftbadweg.

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die
ihm beigegebene Begründung werden beim Staatsarchiv zu
kostenfreier Einsicht für jedermann niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung können bei den
örtlich zuständigen Bezirksämtern während der Dienst-
stunden kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche
Abdrucke bei den Bezirksämtern vorhanden sind, können
sie gegen Kostenerstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein
Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind

a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des
Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der dort
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Bau-
gesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften

über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beacht-
liche Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb von zwei Jahren seit dem In-Kraft-
Treten des Bebauungsplans schriftlich gegenüber den
örtlich zuständigen Bezirksämtern unter Darlegung des die
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht
worden sind.

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nach-
stehende Vorschriften:

1. Das Sondergebiet „Sport-, Freizeit- und Veranstaltungs-
zentrum“ dient der Unterbringung einer Mehrzweckhalle
und eines Stadions mit überdachten Tribünen einschließ-
lich damit in Zusammenhang stehender ergänzender Nut-
zungen.

1.1 Auf den mit „(A)“ und „(D)“ bezeichneten Flächen des
Sondergebiets sind eine Mehrzweckhalle für Großveran-
staltungen, ein Hotel mit maximal 22.000 m² Geschoss-
fläche, Stellplatzanlagen, Schwimmbäder und Kinder-
spielflächen zulässig. Weiterhin sind Gesundheitsein-
richtungen (wie Fitness-Center, Arzt-, Krankengymnastik
und Massagepraxen), kulturelle Einrichtungen (wie Kino
und Ausstellungsräume), Kinderspiel- und Freizeitanla-
gen, Vergnügungsstätten mit Ausnahme von Vorführ- und
Geschäftsräumen, deren Zweck auf Darstellungen oder auf
Handlungen mit sexuellem Charakter ausgerichtet ist,
sowie gastronomische Betriebe zulässig. Auf der mit „(A)“
bezeichneten Fläche sind darüber hinaus Einzelhandels-
betriebe mit Sortimenten aus der Freizeitbranche wie
Sportartikel, Merchandise-Artikel, Ton- und Bildträger
zulässig. Die Geschossfläche aller Einrichtungen auf der
mit „(A)“ bezeichneten Fläche außerhalb der Mehrzweck-
halle darf 10.000 m² nicht überschreiten. Die Geschoss-
fläche aller Einrichtungen nach den Sätzen 2 und 3 darf
59.000 m² nicht überschreiten.

1.2 Auf der mit „(B)“ bezeichneten Fläche des Sondergebiets
ist die Errichtung eines Stadions mit überdachten Tribü-
nen und zugehörigen Restaurations- und Verwaltungsein-
richtungen sowie Läden für Merchandise-Artikel zulässig.

1.3 Auf der mit „(C)“ bezeichneten Fläche des Sondergebiets
ist die Errichtung von Freiluftsportanlagen sowie mobilen
Tribüneneinrichtungen zulässig.

2. Die festgesetzten Leitungsrechte umfassen die Befugnis
der Hamburger Stadtentwässerung, unterirdische öffent-
liche Sielanlagen herzustellen und zu unterhalten, ferner

Verordnung
über den Bebauungsplan Bahrenfeld 37/Eidelstedt 64

Vom 6. Juni 2006

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am
21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818, 1824), in Verbindung mit § 3
Absätze 1 und 3 sowie § 5 Absatz 1 des Bauleitplanfest-
stellungsgesetzes in der Fassung vom 30. November 1999
(HmbGVBl. S. 271), zuletzt geändert am 14. Dezember 2005
(HmbGVBl. S. 525), und § 6 Absätze 4 und 5 des Hambur-
gischen Naturschutzgesetzes in der Fassung vom 7. August
2001 (HmbGVBl. S. 281), zuletzt geändert am 20. April 2005
(HmbGVBl. S. 146), wird verordnet:



§ 1

Verfahren bei den zuständigen Stellen und der Kopfstelle

(1) Die für die Durchführung des Wohngeldgesetzes
zuständigen Stellen beziehen in den Datenabgleich alle Perso-
nen ein, die innerhalb des dem Abgleich vorangehenden
Kalendervierteljahres (Abgleichszeitraum) Wohngeld bezogen
haben oder bei der Wohngeldberechnung als zum Haushalt
rechnende Familienmitglieder oder Personen von Wohn- und
Wirtschaftsgemeinschaften berücksichtigt wurden (Abgleichs-
fälle). Abweichend von Satz 1 werden in den Abgleich nach § 2
Absatz 2 zum vierten Kalendervierteljahr alle Personen ein-
bezogen, die innerhalb des dem Abgleich vorangegangenen
Jahres Wohngeld bezogen haben. 

(2) Die zuständigen Stellen übermitteln über eine von der
für das Wohnungswesen zuständigen Fachbehörde zu beauf-
tragenden zentralen Landesstelle der Datenstelle der Träger

der Rentenversicherung als zentraler Vermittlungsstelle
(Kopfstelle) zwischen dem ersten und dem 15. des ersten
Monats, der auf den jeweiligen Abgleichszeitraum folgt, für
jeden Abgleichsfall einen Anfragedatensatz mit der Wohngeld-
nummer und den in § 37b Absatz 3 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des
Wohngeldgesetzes genannten Daten. Die beauftragte zentrale
Landesstelle veranlasst auf Ersuchen der für das Wohnungs-
wesen zuständigen Fachbehörde den Datenabgleich bei der
Datenstelle der Träger der Rentenversicherung. 

(3) Die Kopfstelle 

1. übermittelt dem Bundeszentralamt für Steuern bis zum
Ende des ersten Monats, der auf den Abgleichszeitraum
folgt, die Anfragedatensätze, 

2. veranlasst den Datenabgleich bei der Datenstelle der Träger
der Rentenversicherung nach § 2 Absatz 1. 
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die Befugnis der E.ON Hanse AG, unterirdische Leitun-
gen zu verlegen und zu unterhalten. Nutzungen, welche
die Herstellung und Unterhaltung beeinträchtigen kön-
nen, sind unzulässig. Geringfügige Abweichungen von den
festgesetzten Leitungsrechten können zugelassen werden.

3. Für die Erschließung des Sondergebiets sind noch weitere
örtliche Verkehrsflächen erforderlich. Ihre genaue Lage
bestimmt sich nach der beabsichtigten Bebauung. Sie wer-
den nach § 125 Absatz 2 des Baugesetzbuchs hergestellt.

4. Die Neubebauung ist an ein Fernwärmenetz anzusch-
ließen. In Bereichen, in denen eine Fernwärmeversorgung
nicht besteht, sind Feuerstätten für leichtes Heizöl sowie
gasförmige Brennstoffe, Sonnenenergie oder Wärmerück-
gewinnungsanlagen zulässig.

5. Mindestens 11 vom Hundert der Fläche für ebenerdige
Stellplatzanlagen sind zu begrünen. Für je 12 m² der zu
begrünenden Fläche ist ein großkroniger Baum zu pflan-
zen.

6. Im Sondergebiet sind mindestens 22.000 m² der Dach-
flächen mit einem mindestens 8 cm starken durchwurzel-
baren Substrataufbau zu versehen und zu begrünen.

7. Die nicht überbauten Flächen von Tiefgaragen sind mit
einem mindestens 50 cm starken durchwurzelbaren Sub-
strataufbau zu versehen und mit Sträuchern zu begrünen.
Soweit Bäume angepflanzt werden, muss auf einer Fläche
von mindestens 12 m² je Baum die Schichtstärke min-
destens 1 m betragen.

8. Für die zu erhaltenden Bäume sind bei Abgang Ersatz-
pflanzungen vorzunehmen. Außerhalb von öffentlichen
Straßenverkehrsflächen sind Geländeaufhöhungen oder
Abgrabungen im Kronenbereich der Bäume unzulässig.

9. Für festgesetzte Baumpflanzungen sind standortgerechte
einheimische Laubgehölze zu verwenden. Großkronige
Bäume müssen einen Stammumfang von mindestens 
18 cm, in 1m Höhe über dem Erdboden gemessen, auf-
weisen. Im Kronenbereich dieser Bäume ist eine offene
Vegetationsfläche von mindestens 12 m² anzulegen.

§ 3

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

Verordnung
über den automatisierten Datenabgleich bei Leistungen nach dem Wohngeldgesetz

(Wohngelddatenabgleichsverordnung – WoGDVO)
Vom 6. Juni 2006

Auf Grund des § 37 b Absatz 6 des Wohngeldgesetzes in der
Fassung vom 7. Juli 2005 (BGBl. I S. 2030, 2797), geändert am
22. September 2005 (BGBl. I S. 2809, 2810), wird verordnet:

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 6. Juni 2006.
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Das Bundeszentralamt für Steuern und die Datenstelle der
Träger der Rentenversicherung führen den Datenabgleich
nach § 2 durch und übermitteln die Antwortdatensätze bis zum
15. des zweiten Monats, der auf den Abgleichszeitraum folgt,
an die Kopfstelle. 

(4) Die Kopfstelle übermittelt den zuständigen Stellen über
die beauftragte zentrale Landesstelle die Antwortdatensätze
bis zum Ende des zweiten Monats, der auf den Abgleichs-
zeitraum folgt.

§ 2

Verfahren bei der Datenstelle der Träger
der Rentenversicherung und der Auskunftsstelle

Bundeszentralamt für Steuern

(1) Die Datenstelle der Träger der Rentenversicherung
gleicht die ihr übermittelten Daten ab mit den für denselben
Abgleichszeitraum bei ihr temporär gespeicherten Daten nach

1. § 52 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch und

2. § 118 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch.

(2) Das Bundeszentralamt für Steuern gleicht die ihm über-
mittelten Daten mit den bei ihm gespeicherten Daten ab zur
Feststellung von Kapitalerträgen, für die ein Freistellungs-
auftrag erteilt worden ist, und von Namen und Anschrift des
Empfängers des Freistellungsauftrags.

§ 3

Anforderungen an die Datenübermittlung

(1) Das für die Datenübermittlung verwendete Übermitt-
lungsmedium und das Übermittlungsverfahren müssen dem
Stand der Technik entsprechend den Datenschutz und die
Datensicherheit gewährleisten, insbesondere die Vertraulich-
keit, die Unversehrtheit und die Zurechenbarkeit der Daten
sowie die Authentizität von Absender und Empfänger der
Daten. Werden Mängel festgestellt, die eine ordnungsgemäße
Übernahme der Daten beeinträchtigen, kann die Übernahme
der Daten ganz oder teilweise abgelehnt werden. Der Absender
ist über die festgestellten Mängel unter Beachtung der Verfah-
rensgrundsätze (§ 4) zu unterrichten. Er kann die zurückgewie-
senen Datensätze unverzüglich berichtigen und innerhalb des
Zeitraumes des § 1 Absatz 2 erneut übermitteln. 

(2) Die Auskunftsstelle nach § 2 Absatz 2 hat den Eingang
der ihr von der Kopfstelle zu übermittelnden Datensätze zu
überwachen und die eingegangenen Datensätze auf Vollstän-
digkeit zu überprüfen. Sie hat den Eingang zu bestätigen und
das Ergebnis der Prüfung auf Vollständigkeit der Kopfstelle
unverzüglich mitzuteilen. Satz 1 gilt entsprechend für die
Kopfstelle hinsichtlich der ihr von der Auskunftsstelle über-
mittelten Antwortdatensätze.

(3) Die Auskunftsstelle und die Kopfstelle haben die ihnen
übermittelten Daten unverzüglich nach Abschluss des
Abgleichs zu löschen.

§ 4

Einzelheiten des Datenabgleichsverfahrens, 
Verfahrensgrundsätze

Die Einzelheiten des Datenabgleichsverfahrens, insbeson-
dere des Aufbaus der Datensätze, der Übermittlung, der Prü-

fung und Berichtigung von Datensätzen werden von der für
das Wohnungswesen zuständigen Fachbehörde mit der beauf-
tragten zentralen Landesstelle, der Kopfstelle und der Aus-
kunftsstelle nach § 2 Absatz 2 in Verfahrensgrundsätzen ein-
vernehmlich festgelegt. Die oder der Hamburgische Daten-
schutzbeauftragte ist vor Festlegung der Verfahrensgrundsätze
zu hören.

§ 5

Kosten 

(1) Die für das Wohnungswesen zuständige Fachbehörde
erstattet der Kopfstelle die notwendigen Kosten für die Ver-
mittlung des Datenabgleichs. 

(2) Die Kopfstelle teilt der für das Wohnungswesen zustän-
digen Fachbehörde jeweils am Ende eines Jahres die Höhe der
von ihr für das darauf folgende Jahr zu erstattenden Kosten
mit. Für das Jahr 2006 werden Kosten in Höhe von 5.000 Euro
erstattet. Für die Folgejahre legt die Kopfstelle die Kosten auf
der Grundlage der tatsächlich entstandenen Kosten neu fest.
Ab dem Jahr 2007 dürfen hierfür 3.000 Euro zuzüglich einer
Steigerung, die der Lohn- und Gehaltserhöhung im öffent-
lichen Dienst des Bundes entspricht, nicht überstiegen wer-
den. Die Kosten werden jeweils am 1. April für das laufende
Kalenderjahr erstattet. 

(3) Die für das Wohnungswesen zuständige Fachbehörde
überprüft alle drei Jahre, erstmalig nach Ablauf des Jahres
2006, ob die von der Kopfstelle festgelegten Kosten mit Ab-
satz 2 Satz 3 in Einklang stehen. 

§ 6

Verfahren bei dem Träger der Kriegsopferfürsorge 

(1) Der Träger der Kriegsopferfürsorge übermittelt auf
Ersuchen der für das Wohnungswesen zuständigen Fach-
behörde über die beauftragte zentrale Landesstelle den zustän-
digen Stellen die in § 37b Absatz 3 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des
Wohngeldgesetzes genannten Daten der Leistungsempfänger
nach den §§ 26c, 27a und 27d des Bundesversorgungsgesetzes
in der Fassung vom 22. Januar 1982 (BGBl. I S. 22), zuletzt
geändert am 21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818, 1827), in der
jeweils geltenden Fassung oder eines Gesetzes, das diese
Vorschriften für anwendbar erklärt, soweit der Bezug dieser
Leistungen Kosten der Unterkunft umfasst. 

(2) Die Einzelheiten des Datenabgleichsverfahrens, insbe-
sondere des Aufbaus der Datensätze, der Übermittlung, der
Prüfung und Berichtigung der Datensätze werden von dem
Träger der Kriegsopferfürsorge und der für das Wohnungs-
wesen zuständigen Fachbehörde in Verfahrensgrundsätzen
einvernehmlich festgelegt. Die oder der Hamburgische Daten-
schutzbeauftragte ist vor Festlegung der Verfahrensgrundsätze
zu hören.

§ 7

Kosten

Die für das Wohnungswesen zuständige Fachbehörde
erstattet dem Träger der Kriegsopferfürsorge nach § 6 die not-
wendigen Kosten für die Vermittlung des Datenabgleichs. 

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 6. Juni 2006.
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